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An das deutſche Volk! 


Als im November 1918 das deutſche Volk — vertrauend 
auf die in den 14 Punkten Wilſons gegebenen Zuſicherungen — 
* 4 jüncigem ruhmvollen Widerſtand in einem 1 
def en Ausbruch es nie gewollt hatte, die Waffen jtredte, 
2 aubte es, nicht nur der gequälten Menſchheit, ſondern auch 
Seide großen Idee an ſich einen Dienſt erwieſen zu haben. 
fin 10 am ſchwerſten leidend unter den Folgen dieſes wahn⸗ 

nn 2 Kampfes, griffen die Millionen unſeres Volkes 
0 50 nach dem Gedanken einer Neugeſtaltung der Pölker⸗ 
lo maten, die durch die Abſchaffung der Geheimniſſe 
lich mafiſcher Kabinettspolitik einerſeits ſowie der ſchreck⸗ 
Die en Mittel des Krieges anderſeits veredelt werden follten. 
ni seihichtlic, härteſten Folgen einer Niederlage erſchienen 
em Deutſchen damit geradezu als notwendige Opfer, um 
erlöſen. für immer die Welt von ähnlichen Schreckniſſen zu 
Die Idee des Völkerbundes hat vielleicht in keiner Nation 
eine helßere Foimnmung erweckt als in der von allem 
irdiſchen Glu verlafjenen deutſchen. Nur fo war es ver⸗ 
ſtändlich, daß die in manchem 


geradezu ſinnloſen Bedingungen der Zer⸗ 
ſtörung jeder Wehrvorausſetzung und Wehr⸗ 
möglichkeit im deutſchen Volke 


wit nur angenommen, ſondern von ihm auch erfüllt worden 
kus Das deutſche Volk und inſonderheit ſeine damaligen 
zegierun en waren überzeugt, daß durch die Erfüllung 
besten Derfailler Vertrag vorgeſchriebenen Entwaffnungs⸗ 
der mmungen entſprechend der Verheißung dieſes Vertrages 
fbi einer internationalen allgemeinen Abrüſtung 
Tenn uur m eie de ſein würde. ee 
un einer ſolchen zweifeitigen Erfüllung dieſer 
zeraaftge Neecheige fee 5 ala die moraliſche an 
e = 
feitig auferlegt und durchgeführt Forderung liegen, die ein 
zu einer Gbigen Diskriminierung und damit 
Minderwertigkeitserklärung einer großen Nation 


werden mußte. Damit aber könnte ein folder Friedens⸗ 
vertrag niemals die Borausfegung für eine wahrhafte innere 
Ausſöhnung der Völker und einer dadurch herbeigeführten 
Befriedung der Welt, ſondern nur für die Aufrichtung 
eines ewig weiterzehrenden Haſſes ſein. 

Deutſchland hat die ihm auferlegten Abrüſtungsverpflich⸗ 
tungen nach den Feſtſtellungen der Interalltierten Kontroll⸗ 
kommiſſion erfüllt. . 5 

Folgendes waren die von dieſer Kommiſſion beſtätigten 
1 8 der Zerſtörung der deutſchen Wehrkraft und ihrer 

el: 


A. Heer. 


59 897 Geſchütze und Rohre, 130 558 Maſchinengewehre, 
31470 Minenwerfer und Rohre, 6 007 000 Gewehre und 
Karabiner, 243 937 MG.⸗Läufe, 28 001 Lafetten, 4390 MW. 


Lafetten. 

38 750 000 Geſchoſſe, 16 550 000 Hand» und Gewehr: 
granaten, 60 400 000 ſcharfe Zünder, 491 000 000 Hand⸗ 
waffenmunition, 335 000° Tonnen Geſchoßhülſen, 


23515 Tonnen Kartuſch⸗Patronenhülſen, 37 600 Tonnen 
Pulver, 70 500 Munitionsleeren, 212 000 Fernſprecher. 

1072 Flammenwerfer, 31 Banzerzüge, 59 Tanks, 1762 
Beobachtungswagen, 8982 drahtloſe Stationen, 1240 Keld- 
bäckereien, 2199 Pontons. 

981,7 Tonnen Aus rüſtungsſtücke für Soldaten, 8 230 350 Satz 
Ausrüftungsftüde für Soldaten, 7300 Biltolen und Revolver, 
180 MO.:Shlitten, 21 fahrbare Werkſtätten, 12 Flak⸗Ge⸗ 
ſchützwagen, 11 Protzen. 

64 000 Stahlhelme, 174 000 Gasmasken, 2500 Maſchinen 
der ehemaligen Kriegs induſtrie, 8000 Gewehrläufe. 


B. Luft. 


15 714 Jagd⸗ und Vombenflugzeuge, 27 757 Flugzeug⸗ 
motore. 


C. Marine. 


Zerſtörtes, abgewracktes, verſenktes oder ausgeliefertes 
Kriegsſchiffmaterial der Marine: 26 Großkampfſchiffe, 
4 Küſtenpanzer, 4 Panzerkreuzer, 19 kleine Kreuzer, 21 Schul⸗ 
und Spezialſchiffe, 83 Torpedoboote, 315 U-Boote, 


Ferner unterlagen der Zerſtörungspflicht: 

Fahrzeuge aller Art, Gaskampf⸗ und zum Teil Gas⸗ 
ſchutzmittel, Treib: und Sprengmittel, Scheinwerfer, Viſier⸗ 
einrichtungen, Entfernungs⸗ und Schallmeßgeräte, optiſche 
Geräte aller Art, Pferdegeſchirr, Schmalſpurgeräte, Feld⸗ 
drudereien, Feldküchen, Werkſtätten, Hieb⸗ und Stichwaffen, 
Stahlhelme, Munitionstransportmaterial, Normal: und 
Spezlalmaſchinen der Kriegsinduſtrie ſowie Einſponn⸗ 
vorrichtungen, Zeichnungen dazu, Flugzeug⸗ und Luftſchiff⸗ 
hallen uſw. 


Nach dieſer geſchichtlich 
beiſpielloſen Erfüllung eines Vertrages 


hatte das deutſche Volk ein Anrecht, die Einlöſung der ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen auch von der anderen Seite zu 
erwarken. Denn: 
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1. Deutſchland hatte abgerüſtet. he 1. 10 1 1 de tens in Pine Reichsmehr 

2. Im Friedensvertrag war ausdrücklich gefordert worden, na em Wunſche anderer Staaten in eine urzdienende 
daß Deutschland sche werden müßte, um damit die Armee zu verwandeln. Bars ie vom Minter 1933/34 
Borausfegung für eine allgemeine Abruftung au ſchaffen, waren praktiſche und dur führbare, Ihre Ablehnung ſowohl 
d. b.: es war damit behauptet, daß nur in Deutſchlands als die endgültige Ablehnung der ähnlich gedachten 
Rüftung allein die Begründung für die Rüftung der | falienifhen und engliſchen Entwürfe ließen aber darauf 
anderen Länder läge. ſchließen, daß 

% 15 re a ar PM Ben 1 als | die Geneigtheit zu einer nachträglichen ſinn⸗ 
erfüllt. deinen Parteien damals von einer Geſinnung gemäßen Erfüllung der Verſailler Abrüſtungs⸗ 
erfüllt, die den pazifiſtiſ ⸗demokratiſchen Idealen des = 
Alterbundes und ne Gründer reſtlos entſprach. beſtimmungen auf der anderen Seite der 

Vertragspartner nicht mehr beſtand. 


Während aber Deutſchland a? die ne 11615 
bitch Hiebendenſeine Verpflichtungen e hatte, ee Unter dieſen Amſtänden ſah ſich die deutſche Regierung 
veranlaßt, von ſich aus jene notwendigen Maßnahmen zu 


blieb die Einlöſung der Verpflichtung der zweiten Ver⸗ 
treffen, die eine Beendigung des ebenſo unwürdigen wie 


tragsſeite. Das heißt: Die hohen ee der 
ehemaligen Siegerſtaaten haben ſich einfeitig von den Ver: lezten Endes bedrohlichen Zuftandes der ohnmäctigen 
Wehrloſigkeit eines großen Volkes und Reiches gewähr⸗ 


pflichtungen des Verſailler Vertrages gelöſt. 
Allein nicht genügend, daß jede Abrüſtung in einem leiſten konnten. 
Sie ging dabei von denſelben Erwägungen aus, denen 


irgendwie mit der deutſchen Waffenzerſtörung vergleich⸗ 
baren Maße unterblieb, nein: es trat nicht einmal ein Miniſter Baldwin in ſeiner letzten Rede ſo wahren Ausdruck 
verlieh, als er ſagte: 


Stillſtand der Rüftungen ein, ja im eh es u 
ee. Was im Rrbene an nnen Jede von Staaten „Ein Land, das nicht gewillt if, die notwendigen Vorſichte⸗ 
maßnahmen zu feiner eigenen Verteidigung zu — 


ee Was A an neuen deden ine 
erfunden wurde, erhielt nunmehr im Srieden in methodiich- wird niemals Macht in dieſer Welt haben, weder morali che 
noch materielle Macht.“ 


wiſſenſchaftlicher Arbeit die letzte Vollendung. Auf dem 

Gebiete der Schaffung mächtiger Landpanzer ſowohl als 

neuer Kampſe und Bombenmaſchinen fanden ununter⸗ Die Regierung des heutigen Deutſchen Reiches 
aber wünſcht nur eine einzige moraliſche und 

materielle Macht, es iſt die Macht, für das 


= 


brochene und ſchreckliche Verbeſſerungen ſtatt. Neue Rieſen⸗ 


geſchütze wurden konſtruiert, neue Spreng⸗, Brand: und 

Gasbomben entwickelt. Die Welt aber hallte feitdem wider 1 9 
Reich und damit wohl auch für ganz Europa 

den Frieden wahren zu können. 


non Kriegsgeſchrei, als ob niemals ein Weltkrieg geweſen 
Sie hat daher auch weiterhin getan, was in ihren Kräften 


und ein Verſailler Vertrag geſchloſſen worden wäre. 
Inmitten dieſer hochgerüſteten und ſich immer mehr der 
ſtand und zur Förderung des Friedens dienen konnte. 
1. Sie hat all ihren Nachbarſtaaten ſchon vor langer Friſt 


modernſten motoriſierten Kräfte bedienenden Kriegsſtaaten 
war Deutſchland ein machtmäßig leerer Raum, 
jeder Drohung und jeder Bedrohung jedes einzelnen wehrlos den Abſchluß von Nichtangriffspakten angetragen. 
2. Sie hat mit ihrem öſtlichen Nachbarſtaat eine vertragliche 
Regelung geſucht und gefunden, die dank des großen 


ausgeliefert. Das 5. uhr Volk erinnert ſich des Anglücks 
a 
entgegenkommenden Verſtändniſſes, wie fie hofft, für 


und Leides von 15 Jahren wirtſchaftlicher Berelendung, 
politiſcher und morallſcher Demütigung. 0 
immer die bedrohliche Atmoſphäre, die ſie bei ihrer Macht⸗ 
übernahme vorfand, entgiftet hat und zu einer dauernden 


Es war daher verſtändlich, wenn Deutſchland laut auf 
die Einlöſung des Verſprechens auf Abrüſtung der anderen nahn ; 
ö wirb ee und Freundſchaft der beiden Völker führen 
wird. 
3. Sie hat endlich Frankreich die feierliche Verſicherung 


Staaten zu drängen begann. Denn dieſes iſt klar: 
Einen e ee würde die hie > nur 
ertragen, ſondern er müßte ihr von unermeßlichem Segen egeben, daß Deutſchland nach der erfolgten Regelun 
jein. Eine eee Zerreſßung in Sieger und Be⸗ > Saarfrage nunmehr e beben Forderungen 
ſiegte aber erträgt ſie nicht. . mehr an Frankreich ſtellen oder erheben wird. Sie glaubt 
Die Empfindung über dle moraliſche Berechtigung und amit in einer geſchichtlich ſeltenen Form die Voraus- 
Notwendigkeit einer internationalen Abrüſtung war aber ſetzung für die Beendigung eines jahrhundertelangen 
nicht nur in Deutſchland, ſondern auch innerhalb vieler Streites zwiſchen zwei großen Nationen durch ein E 
anderer Völker lebendig. Aus dem Drängen hiejer Kräfte politiſches und fachliches Opfer geſchafſen zu haben. 
entſtanden die Verſuche, auf dem Wege von Konferenzen die deutſche Regierun muß ab 5 
eine Rüftungsverminderung und damit eine internationale 1 5 e Meg n 9 ine er zu ihrem Bedauern 
allgemeine Angleichung auf niederem Niveau in die Wege erſehen, daß feit Monaten eine ſich 
leſſen zu wollen. E fortgeſetzt ſteigernde Aufrüſtung der 
„So entſtanden die erſten Vorſchläge internationaler übrigen Welt 
Rüſtungsablommen, von denen wir als bedeutungsvollen 


den Plan MacDonalds in Erinnerung haben. 


Deutſchland war bereit, dieſen Plan 

anzunehmen und zur Grundlage von 

abzuſchließenden Vereinbarungen zu 
machen. 


Er ſcheiterte an der Ablehnung durch andere Staaten 
und wurde endlich preisgegeben. Da unter ſolchen Umſtänden 
die dem deutſchen Volke und Reiche in der Dezembererklärung 
1932 feierlich zugeſicherte Gleichberechtigung keine Ver⸗ 
wirklſchung fand, ſah ſich die neue deutſche Reichs regierung 
als Wahreriu der Ehre und der Lebensrechte des deutſchen 
Moltes außerſtande, noch weiterhin an ſolchen Konferenzen 
teilzunehmen oder dem Völkerbund anzugehören. 

Allein auch nach dem Verlaſſen Genfs war die deutſche 
Regierung dennoch bereit, nicht nur Vorſchläge anderer 
Staaten zu überprüfen, ſondern auch eigene praktiſche Vor⸗ 
ſchläge zu machen. Sie übernahm dabei die von den anderen 
Staaten ſelbſt geprägte Auffaſſung, daß die S affung kurz⸗ 
dienender Armeen für die Zwecke des Angriffs un eeignet 
und damit für die friedliche Verteidigung anzuempfehlen ſei. 


Sie ſieht in der orcierung ähnlicher Maßnahmen in 
anderen Staaten weitere Beweiſe der Ablehnung der ſeinerzeit 
proklamierten Abrüſtungsidee. Es liegt der deutſchen Re⸗ 
gierung fern, gegen irgendeinen Staat einen Vorwurf er⸗ 
heben zu wollen. Allein ſie muß heute feſtſtellen, daß durch 
die nünmehr beſchloſſene Einführung der zweijährigen 


Wenn ſie daher dem in der Rede des engliſchen iniſters 
aldwin am 2. November 1934 ausgeſprochenen Wunſch 
nach einer Aufhellung der deutſchen Abſichten nunmehr 


Amtlicher 


1. um dem deutſchen Volk die ber⸗ 
zeugung und den anderen Staaten die 
Kenntnis zu geben, daß die Wahrung der 
Ehre und Sicherheit des Deutſchen Reiches 
von jetzt ab wieder der eigenen Kraft der 
deutſchen Nation anvertraut wird; 


2. aber, um durch die Fixierung des Um⸗ 
fanges der deutſchen Maßnahmen jene 
Behauptungen zu entkräften, die dem deutſchen 
Volke das Streben nach einer militäriſchen 
i in Europa unterſchieben 
wollen. 


Was die deutſche Regierung als Wahrerin der Ehre und 
der Intereſſen der deutſchen Nation wünſcht, iſt, das Ausmaß 
jener Machtmittel ſicherzuſtellen, die nicht nur für die Er⸗ 
haltung der Integrität des Deutſchen Reiches, ſondern auch 
für die internationale Reſpektierung und Bewertung Deutſch⸗ 
lands als eines Mitgaranten des allgemeinen Friedens 
erforderlich find, 

Denn in dieſer Stunde erneuert die deutſche Regierung 
vor dem deutſchen Volk und vor der ganzen Welt die Ver⸗ 
ſicherung ihrer Entſchloſſenheit, über die Wahrung der 
deutſchen Ehre und der Freiheit des Reiches nie hinausgehen 
und insbeſondere in der nationalen deutſchen lung kein 
Inſtrument kriegeriſchen Angriffes als vielmehr ausſchließlich 
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der Verteidigung und damit der Erhaltung des Friedens 
bilden zu wollen. 

Die deutſche Reichsregierung drückt dabeildie zuverſichtliche 
Hoffnung aus, daß es dem damit wieder zu ſeiner Ehre 
zurückfindenden deutſchen Volke in unabhängiger gleicher 
Berechtigung vergönnt ſein möge, ſeinen Beitrag zu leiſten 
ur Befriedung der Welt in einer freien und offenen Zu⸗ 
ſummenarbeit mit den anderen Nationen und ihren Re⸗ 
gierungen. 

In dieſem Sinne hat die deutſche Reichsregierung mit 
dem heutigen Tage folgendes Geſetz beſchloſfen: 


Geſetz für den Aufbau der Wehrmacht vom 
16. März 1935. 

Die Reichsregierung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1. Der Dienſt der Wehrmacht erfolgt auf 
der Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht. 

§ 2. Das deutſche Friedensheer einſchließlich 
der überführten Truppenpolizeien gliedert ſich in 
12 Korpskommandos und 36 Diviſionen. 

§ 3. Die ergänzenden Geſetze über die Regelung 
der allgemeinen Wehrpflicht ſind durch den 
Reichswehrminiſter alsbald dem Reichsminiſte⸗ 
rium vorzulegen. 


Der Führer und Reichskanzler. 
Adolf Hitler. 


Der Reichsminfſter des Auswärtigen. 
Freiherr von Neurath. 


Der Reichsminiſter der Finanzen. 
Graf Schwerin von Kroſigk. 
Der Reichsarbeits miniſter. 

Franz Seldte. 


Der Reichspoſt⸗ und Reichsverkehrsminiſter. 
Freiherr von Eltz. 


Der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda. 
Dr. Goebbels. 


Der Reichsminiſter des Innern. 
Frick. 


Der Reichs wirtſchaftsminiſter. 
Mit der Führung der Geſchäfte beauftragt: 


Hjalmar Schacht, Präfident des Reichsbankdirektoriums. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz. 
Dr. Gürtner. 


Der Reichs miniſter des Nährſtandes und der Land wirtſchaft. 


Der Reihswehrmintiter, 
von Blomberg. 


R. Walther Darré. 


Der Reichs miniſter der Luftfahrt. 
Göring. 


Der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ruſt. 


Der Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich. 
R. Heß. 


Der Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich. 
Kerrl. 


Der Reichs miniſter ohne Geſchäfts bereich. 
Dr. Hans Frank. 
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Am 5. März 1935 iſt 


Herr Hans Schemm 


Bapyeriſcher Staatsminiſter für Unterricht und Kultus 
Gauleiter der Bayeriſchen Oſtmark, Reichdamtsleiter des NS. Oehrerbundes 


durch einen Unfall mitten aus dem tätigften Leben herausgeriſſen worden. 

Die Beamten und Angeſtellten der bayeriſchen Unterrichts verwaltung find 
aufs tiefſte erſchüttert über den Tod ihres geliebten Chefs, der in feiner ziel- 
bewußten Tatkraft und unermüdlichen Arbeitsenergie allen ein leuchtendes Vor⸗ 
bild war und dem ob feiner edlen Menſchlichkeit und ſeines kameradſchaftlich 
freundlichen Weſens die Herzen aller freudig zugetan waren. Er war uns der 
hervorragende gedankenklare Kämpfer für das neue große Deutſchland. Sein 
Tod iſt uns ein ſchwerer und ſchmerzlicher Verluſt und wird von uns aufs 
tiefſte betrauert. Sämtliche Behörden und Anſtalten der bayeriſchen Unterrichts⸗ 
verwaltung einſchließlich der nichtſtaatlichen Schulen und Erziehungsanſtalten 
haben vom 6. mit 9. März auf ihren Gebäuden die Trauerflaggen zu hiſſen. 

Am Samstag, dem 9. März, vormittags 11 Uhr, der Stunde der Beiſetzung 
in Bayreuth, iſt in allen Schulen eine ſchlichte Gedächtnisfeier zu veranſtalten. 


München, den 6. März 1935. 


Staatsminiſterium für Unterricht und Kultus, 
J. V.; Dr. Boepple, Staatsrat. 
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Perſonalnachrichten 


Es iſt beſtätigt worden: 


die Berufung des Studiendirektors Paul Anger⸗ 
mann an der ſtädtiſchen Deutſchen Oberſchule in 
Berlin⸗Mariendorf zum Oberſtudiendirektor einer 
höheren Schule des Patronatsbereichs der Stadt 
Berlin, 

die Berufung des Studienrats Werner Dreetz 
an der ſtädtiſchen Schinkel⸗Oberrealſchule in Berlin 
zum Oberſtudiendirektor einer höheren Schule des 
Patronatsbereichs der Stadt Berlin, 

die Berufung des Studienrats Dr. Kurt Leuſchner 
an der ſtädtiſchen Hohenzollernſchule (Dberrealſchul⸗ 
abteilung) in Berlin⸗Schöneberg zum Oberſtudien⸗ 
direktor einer höheren Schule des Patronatsbereichs 
der Stadt Berlin, 5 

die Berufung des Studiendirektors Paul Schmidt 
an der ſtädtiſchen Kleiſtſchule in Berlin zum Ober- 
ſtudiendirektor einer höheren Schule des Patronats⸗ 
bereichs der Stadt Berlin, 

die Berufung des Studienrats Dr. Hans Warneck 
an dem Viktoria⸗Oberlyzeum in Berlin zum Ober⸗ 
ſtudiendirektor einer höheren Schule des Patronats⸗ 
bereichs der Stadt Berlin, 

die Berufung des Studienrats Dr. Paul Neitzke 
an der Friedrich ⸗Werderſchen Oberrealſchule in 


Berlin zum Studiendirektor einer höheren Schule 
des Patronatsbereichs der Stadt Berlin, 

die Berufung des Studiendirektors Dr. Eduard 
Schubert an der ſtaatlichen Oberrealſchule in 
Schwerin (Warthe) zum Studiendirektor einer 
höheren Schule des Patronatsbereichs der Stadt 
Landsberg a. / W., 

die Berufung des Studienrats Dr. Heinrich 
Schwarz an dem Lyzeum in Peine zum Studien⸗ 
direktor einer höheren Schule des Patronatsbereichs 
der Stadt Hameln, 

die Berufung des Studienrats Dr. Erwin Vetter 
an dem Reformrealgymnaſium in Lüben zum 
Studiendirektor einer höheren Schule des Patronats⸗ 
bereichs der Stadt Lüben, 

die Berufung des Studienrats Bruno Wichmann 
an dem ſtädtiſchen Horft-Weffel-Reformrealgymnaftum 
in Sens burg zum Studiendirektor einer höheren 


e des Patronatsbereichs der Stadt Sens⸗ 
urg. 


Es iſt berufen worden: 


EDEN ordentliche Profeſſor D. Ernſt Kohlmeyer 
in Halle in gleicher Eigenſchaft in die Evangeliſch⸗ 
Theologiſche Fakultät der Univerſität Bonn. 


Amtliche Erlaſſe 


123. Ferienordnung für alle Schularten in den Orten mit höheren Schulen in Preußen 
für das Schuljahr 1935/36. 


(Der erſte Tag iſt der des Schulſchluſſes, der zweite Tag der des Schulbeginns.) 


Provinz | Oſtern 1935 


Pfingften Sommer 


Oſtpreußen Freitag, 5. April 


Mittwoch, 24. April 


Freitag, 5. April 
Mittwoch, 24. April 


Donnerstag, 4. April 
Dienstag, 23. April 


Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ 
preußen 


%% 


Branden bung 


eee Freitag, 5. April 

Mittwoch, 24. April 

Niederſchleſien Freitag, 5. April 

80 Mittwoch, 24. April 
Oberſchleſienn Freitag, 5. April 


Mittwoch, 24. April 


Freitag, 7. Juni 


Mittwoch, 26. Juni * 
Mittwoch, 12. Juni a 


Dienstag, 6. Auguſt 


Freitag, 7. Juni 
Mittwoch, 12. Juni 


Donnerstag, 6. Juni 
Dienstag, 11. Juni 


Freitag, 7. Juni 
Mitwoch, 19. Jun 


Freitag, 7. Juni 
Mittwoch, 12. Juni 


Freitag, 7. Juni 
Mittwoch, 12. Juni 


*) Für Stadt Königsberg: Sommer: Donnerstag, 27. Juni, Mittwoch, 7. Auguſt. 


Mittwoch, 26. Juni 
Dienstag, 6. Auguſt 


Montag, 24. Juni 
Montag, 5. Auguſt 


Mittwoch, 26. Juni 
Dienstag, 6. Auguſt 


Mittwoch, 26. Juni 
Dienstag, 6. Auguſt 


Mittwoch, 26. Juni 
Dienstag, 6. Auguſt 
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(Der erſte Tag iſt der des Schulſchluſſes, der zweite Tag der des Schulbeginns.) 


Provinz 


Oſtern 1935 


Sommer 


Sach: 0 Nien gt 12. April 


ienstag, 30. April 


Donnerstag, 4. April 
Dienstag, 23. April 


Schleswig⸗Holſtein . 


Finn Freitag, 5. April 
Mittwoch, 24. April 

Werde Freitag, 5. April 
Mittwoch, 24. April 

Heſſen⸗NaſſaNuu Dienstag, 2. April 


Dienstag, 23. April 


Freitag, 5. April 
Mittwoch, 24. April 


Rheinprovinz 


Mittwoch, 5. Juni 
Donnerstag, 13. Juni 


Donnerstag, 6. Juni 
Freitag, 14. Juni 


Donnerstag, 6. Juni 
Freitag, 14. Juni 


Donnerstag, 6. Juni 
Freitag, 14. Juni 


Sonnabend, 8. Juni 
Dienstag, 18. Juni 


Donnerstag, 6. Juni 
Freitag, 14. Juni 


Freitag, 5. Juli 
Donnerstag, 15. Auguſt 


1 5. Juli 
onnerstag, 15. Auguſt 


Sonnabend, 6. Juli 
Freitag, 16. Auguſt 


Mittwoch, 24. Juli 
Dienstag, 3. September 


Sonnabend, 6. Juli 
Montag, 19. Auguſt 


Mittwoch, 24. Juli 
Dienstag, 3. September 


Herbſt 


Oſtpreuß en 


Dienstag, 8. Oktober 
Donnerstag, 17. Oktober 


Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ Mittwoch, 9. Oktober 
n 


preußen 2 Freitag, 18. Oktober 

Brandenburg g Freitag, 11. Oktober 

Montag, 21. Oktober 

Pit Dienstag, 8. Oktober 
Donnerstag, 17. Oktober 

Niederſchleſien Mittwoch, 9. Oktober 
Donnerstag, 17. Oktober 

Oberſchleſienn Mittwoch, 9. Oktober 
Donnerstag, 17. Oktober 

Sl 5 aan Mittwoch, 9. Oktober 


Dienstag, 15. Oktober 


Schleswig⸗Holſtein Freitag, 11. Oktober 
Donnerstag, 17. Oktober 


eee, reitag, 11. Oktober 
onnerstag, 17. Oktober 
Weta Donnerstag, 10. Oktober 
Mittwoch, 16. Oktober 
Heſſen⸗Naſſal ln geeitag, 11. Oktober 
onnerstag, 17. Oktober 


Rheinprovinz Donnerstag, 10. Oktober 


Mittwoch, 16. Oktober 


124. Geſchäftsverkehr. 


1. Behörden und Dienſtſtellen richten in 
ſteigendem Maße dienſtliche Schreiben an die 
perſönliche Anſchrift von Beamten (Sachbearbeitern) 
ſtatt an die Behörden ſelbſt. Bei dieſem Verfahren 
beſteht nicht die unbedingte Sicherheit, daß der 
verantwortliche Behördenleiter rechtzeitig Kenntnis 
von dem Schreiben erhält. 


Weihnachten 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Montag, 6. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Montag, 6. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Jauuar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Sonnabend, 21. Dezember 
Dienstag, 7. Januar 1936 


Oſtern 1936 
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Sreitag, 27. März 
ittwoch, 15. April 


Freitag, 27. März 
ittwoch, 15. April 


Donnerstag, 26. Marz 
Dienstag, 14. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 15. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 16. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 15. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 15. April 


ä Donnerstag, 26. März 


Dienstag, 14. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 15. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 15. April 


Dienstag, 24. März 
Montag, 13. April 


Freitag, 27. März 
Mittwoch, 15. April 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 93.) 


2. Ich erſuche, darauf hinzuwirken, daß im 


Dienſtverkehr grundſätzlich die Amtsanſchrift der 
empfangenden Behörde oder ihres Leiters gewählt 
wird. An einen einzelnen Beamten ſind Schreiben 
mit Namensangabe nur zu richten, wenn es ſich 
um eine perſönliche Angelegenheit dieſes Beamten 
handelt oder beſondere Verhältniſſe es erfordern 
oder für beſondere Sachgebiete entſprechende Dienſt⸗ 
vorſchriften beſtehen. 
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3. Die Behörden der Reichsverwaltung ſind 
verſtändigt. 


Berlin, den 20. Februar 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die Landesregierungen. Für Preußen: an die 
Behörden der geſamten Preußiſchen Staats⸗ 
verwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, der 
Staatsaufſicht unterſtehenden Körperſchaften uſw. 
des öffentlichen Rechts. — 2 221/5170. 

* * 
E 
Abſchrift überſende ich mit dem Erſuchen um 
gleichmäßige Beachtung. 
Berlin, den 28. Februar 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Brenner. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — 2 II a 797. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 94.) 


125. Stellenzulagen für Leiter von Volksſchulen. 


Bericht vom 7. Januar 1935 — Nr. U —. 

Die Stellenzulagen nach § 3 des Volksſchullehrer⸗ 
Beſoldungsgeſetzes in der Faſſung der Spar- 
verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179) ſind nur für die endgültig an⸗ 
geſtellten Schulleiter uſw. beſtimmt (vergl. Über⸗ 
ſchrift zu SS U ff. VBG.) 

Solange ein Lehrer eine der im § 3 aufgeführten 
Schulſtellen vorläufig, probeweiſe oder kommiſſariſch 
(Runderlaß vom 17. Oktober 1934 — UIID 
2. 5710 AIV, UII A —) verwaltet, darf ihm die 
für die Stelle vorgeſehene Stellenzulage nicht 
gewährt werden. 

Der Runderlaß vom 28. Dezember 1934 
— III B 15898 — (RMin Amtsbl. 1935 S. 22) 
über die Leiter an Berufsſchulen findet demnach 
keine Anwendung. Er beruht auf § 9 Abſ. 1 
letztem Satz des Gewerbe- und Handelslehrer⸗ 
Beſoldungsgeſetzes, einer Beſtimmung, die das 
Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz nicht kennt. 

Berlin, den 28. Februar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Aurich. — 
E II e 88. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 95.) 


126. Penſionszuſicherungen an Angeſtellte. 


In letzter Zeit ſind von verſchiedenen Seiten 
Dienſtverträge mit Angeſtellten bezw. Dienſt⸗ und 
Lohnordnungen für Angeſtellte von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts zur Zuſtimmung vorgelegt 


worden, in denen die Zuſicherung von Ruhegeld 
und Hinterbliebenenbezügen vorgeſehen war. 
Dieſen Vorlagen mußte die Zuſtimmung verſagt 
werden. 

In Kap. I des Geſetzes zur Anderung von 
Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungs⸗ 
rechts vom 30. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 433) 
ſind die Vorausſetzungen für die Schaffung von 
Beamtenſtellen feſtgelegt worden. Die Schaffung 
eines beamtenähnlichen Verhältniſſes innerhalb des 
öffentlichen Dienſtes durch Zuſicherung von 
Ruhegeld und Hinterbliebenenbezügen in einer 
Dienſt⸗ oder Lohnordnung ſowie in einem Privat⸗ 
dienſtvertrag würde eine Umgehung dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung darſtellen. Angeſtellten dürfen daher 
Verſorgungsbezüge vertraglich nicht zugeſichert 
werden. Den meiner Aufſicht unterſtehenden 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts unterſage 
ich hiernach den Abſchluß von Privatdienſtverträgen 
mit Zuſicherung von Verſorgungsbezügen, ſei es 
im Vertrage ſelbſt oder durch Bezugnahme auf 
eine Dienſt⸗ oder Lohnordnung, die die Gewährung 
von Ruhegeld und Hinterbliebenenbezügen vorſieht. 


Berlin, den 2. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Brenner. 


An die meiner Aufſicht unterſtehenden Körper— 
ſchaften des öffentlichen Rechts. — J II a 762/35. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 95.) 


127. Auszahlung von Dienſtbezügen an 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Schulen. 


Zu 637 II/4 vom 31. Januar 1935. 


Die Auffaſſung des Regierungspräſidenten in 
Aurich zum zweiten Teil des anbei zurückfolgenden 
Randſchreibens vom 21. Januar 1935 iſt richtig. 
Nach dem Runderlaß des Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums vom 5. Mai 1934 (Pr. Beſ Bl. S. 202) 
können die Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen 
Schulen, die am zweiten Auszahlungstage von 
Dienſtbezügen eines Monats, zur Zeit am 10. 
bezw. 9. jeden Monats, wegen der Schulferien 
beurlaubt ſind, den geſamten Monatöbetrag bereits 
am erſten Auszahlungstage, alſo am letzten Werk⸗ 
tage des vorhergehenden Monats, erhalten. Lehrer, 
die hiervon Gebrauch machen wollen, haben der 
zuſtändigen Kaſſe rechtzeitig Mitteilung zu machen. 


Berlin, den 2. März 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Theegarten. 
An den Herrn Oberpräſidenten (Abteilung für 


höheres Schulweſen) in Hannover. — EIII h 


360 E II b. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 95.) 
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128. Gewährung von Beſchäftigungsver⸗ 
gütungen an Volksſchullehrer (lehrerinnen). 


Bericht vom 5. Februar 1935 — 21. 22. IIA — 


Den Volksſchullehrern (lehrerinnen), die als 
Inhaber einer Planſtelle vorübergehend mit der 
Verwaltung einer Leiterſtelle (Leiterinnenſtelle) an 
Volksſchulen eines anderen Schulverbandes nach 
dem Runderlaß vom 17. Oktober 1934 — UIID 
2. 5710 AIV, U IIA — über Stellenbeſetzung an 
Volks⸗ und mittleren Schulen beauftragt werden, 
kann gemäß Nr. 27 des Runderlaſſes vom 31. März 
1934 über Reiſekoſtenvergütungen im Bereiche des 
Preußiſchen Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung (Zentralbl. f. d. geſ. 
Unterr.⸗Verw. S. 134 ff.) eine Beſchäftigungs⸗ 
vergütung gewährt werden, wenn die ſonſtigen 
Vorausſetzungen hierfür (vergl. die Preußiſche 
Reiſekoſtenbeſtimmung vom 23. März 1934 — Pr. 
BeſBl. 1934 S. 114 — Teil IV) vorliegen. 

Die Beſchäftigungsvergütungen hat in allen 
Fällen die Preußiſche Landesſchulkaſſe — Tit. 5 — 
zu tragen. 


Berlin, den 2. März 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in Stade. — 
Abdruck zur Kenntnisnahme an die Herren Re⸗ 
gierungspräſidenten (mit Ausnahme von Stade) 


und den Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt 
Berlin. — E II e 369/35. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 96.) 


129. Agrikulturchemiſches Inſtitut 


der Aniverſität Bonn. 


Auf den Antrag vom 14. November 1934 
— Nr. 761 — genehmige ich, daß das Inſtitut für 
Chemie der Landwirtſchaftlichen Fakultät künftig 
die Bezeichnung „Agrikulturchemiſches Inſtitut der 
Univerſttät Bonn“ führt. Ich erſuche, das Weitere 
zu veranlaſſen. 


Berlin, den 5. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Meyer. 


An den Herrn Univerſitätskurator in Bonn. — 
U 1 42512/34. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 96.) 


130. Studentiſche Arbeitsdienſtpflicht. 


Der Erlaß vom 19. Januar 1935 — K 18 — 
(RMin Amtsbl. S. 51) über die ſtudentiſche Arbeits⸗ 
dienſtpflicht für die Zeit vom 1. April bis 30. Sep⸗ 
tember d. Is. gilt auch für die zur Deutſchen 
Studentenſchaft gehörigen Studierenden der Kunſt⸗ 
hochſchulen, jedoch mit der Maßgabe, daß ſie zur 
Ableiſtung des ſtudentiſchen Arbeitsdienſtes in der 
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genannten Zeit nur verpflichtet ſind, ſoweit ſie 
im Winterſemeſter 1934/35 im erſten bis dritten 
Studienſemeſter ſtehen. 


Berlin, den 6. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Krümmel. 


An die Herren Direktoren der Hochſchule für Muſik, 
der Vereinigten Staatsſchulen für freie und an⸗ 
gewandte Kunſt, der Staatlichen Kunſtſchule in 
Berlin, der Kunſtakademie in Düſſeldorf, den 

errn Leiter der Akademie für Kirchen⸗ und 

chulmuſik in Berlin, die Meiſterateliers für die 
bildenden Künſte und die Meiſterſchulen für 
muſikaliſche Kompoſitionen in Berlin (zu Händen 
des Herrn Präſidenten der Akademie der Künſte, 
hier), die Meiſterateliers für die bildenden Künſte 
in Königsberg (durch den Herrn Oberpräſidenten 
daſelbſt) und in Breslau (durch den Herrn Re⸗ 
gierungspräſidenten daſelbſt), die Direktion der 
Staatlichen Hochſchule für Muſik in Köln. — 
Abſchrift zur Kenntnisnahme an das Amt für 
Arbeitsdienſt der Deutſchen Studentenſchaft. — 
Abſchrift an die Unterrichtsverwaltungen der 
Länder im Anſchluß an mein Schreiben vom 
19. Januar d. Js. — K 18 — mit der Bitte 
um Bekanntgabe an die Anftalten. — K 1 816 V. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 96.) 


131. Jahresrechnung der ſtaatlichen höheren 
Schulen. i 


In den auf meinen Runderlaß vom 20. Mai 
1932 — U 1177 A — (Zentralbl. f. d. gef. Unterr.- 
Verw. S. 172) erſtatteten Berichten hat ſich die 
überwiegende Zahl der Herren Oberpräſidenten 
auf Grund der in der Zwiſchenzeit gemachten 
Beobachtungen und Erfahrungen dahin aus⸗ 
geſprochen, daß ſich die vorläufig verſuchsweiſe 
zugelaſſene Vorlage des von den Kaſſen der ſtaat⸗ 
lichen höheren Schulen geführten Handbuches als 
Jahresrechnung bewährt hat. 

Mit Zustimmung der Oberrechnungskammer 
ordne ich daher an, daß vom Rechnungsjahre 1934 
ab bei ſämtlichen Kaſſen dieſer Schulen von der 
Aufſtellung einer beſonderen Kaſſenrechnung ab- 
zuſehen und das Handbuch als Jahresrechnung 
einzureichen iſt. Dabei iſt, wie ich nochmals hervor⸗ 
hebe, Vorausſetzung, daß das Handbuch ſauber, 
überſichtlich und vorſchriftsgemäß angelegt und 
geführt wird. Vor Abgabe des Handbuchs ſind 
von dem Kaſſenführer ſämtliche für die nächſt⸗ 
jährige Kuſſen⸗, Buch⸗ und Rechnungsführung er⸗ 
forderlichen Angaben in das neue Handbuch zu 
übertragen. 

Das Handbuch mit den dazugehörigen Belegen 
iſt von dem Kaſſenführer durch die Hand des Schul⸗ 
leiters dem zuſtändigen Rechnungsamt bei der 
Regierung bis zum 1. Juni zur Prüfung ein⸗ 
zureichen. Nach Erledigung der Prüfungsbemer⸗ 
kungen legt das Rechnungsamt das Handbuch mit 
den Belegen dem Oberpräſidenten mit der Anzeige 
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vor, daß das Prüfungsverfahren abgeſchloſſen iſt. 
Die rechnunglegende Stelle iſt gemäß § 106 RH. 
durch den Oberpräſidenten hiervon zu verſtändigen. 

Das Handbuch verbleibt bei den Akten des 
Oberpräſidenten, der es dem Rechnungsamt auf 
Anfordern zwecks Verwendung bei der Prüfung 
der nächſtfolgenden Jahresrechnung wieder zuſtellt. 
Die Belege ſind der Kaſſe zurückzugeben. 

Für das Rechnungsamt iſt ein Abdruck beigelegt. 


Der Erlaß wird auch im Pr. BeſbBl. ver⸗ 
öffentlicht werden. 


Berlin, den 6. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Hubrich. 


An die Herren Oberpräfidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen). — U II F 12768/33. 


(RMinAlmtsbl. 1935 S. 96.) 


132. Prüfungsamt für Lehrer und Lehre⸗ 
rinnen der körperlichen Erziehung. 


Für die Durchführung der Vorprüfung zur 
wiſſenſchaftlichen Prüfung für das höhere Lehramt 
im Fache Leibesübungen und körperliche Erziehung 
und zur Abnahme der Sportlehrer⸗ und Schwimm⸗ 
meiſterprüfungen wird ein „Prüfungsamt für Lehrer 
und Lehrerinnen der körperlichen Erziehung“ errichtet. 
Das Prüfungsamt hat feinen Sitz in Berlin W 8, 
Unter den Linden 4. Zu ſeinem Vorſitzenden habe 
ich Miniſterialdirektor Dr. Krümmel beſtimmt. Den 
ſtellvertretenden Vorſitzenden und die Mitglieder 
des Prüfungsausſchuſſes werde ich noch ernennen. 


Berlin, den 6. März 1985. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Ruſt. 


An die Inſtitute für Leibesübungen an den Univer⸗ 
fitäten — ausschließlich Berlin — (bei Frankfurt a. M. 
durch das Univerſitätskuratorium, bei Köln durch 
das Univerſitätskuratorium — durch den Herrn 
Staatskommiſſar daſelbſt —) und das Hochſchul⸗ 
inſtitut für Leibesübungen in Berlin (durch den 
Herrn Verwaltungsdirektor bei der Univerſität 
Berlin). — Abſchrift zur Kenntnisnahme an die 
Herren Oberpräſidenten (Abteilung für höheres 
Schulweſen) und die Herren Vorſitzenden der 
wiſſenſchaftlichen Prüfungsämter. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 97.) 


133. Bücher für Hilfsſchulen. 


Aus Anlaß einer Anfrage weiſe ich darauf hin, 
daß die neuen Fibeln für die Grundſchule und das 
neue Volksſchulleſebuch für das fünfte und ſechſte 
Schuljahr nicht für den Gebrauch in den Hilfsſchulen 
in Betracht kommen. Die für dieſe Schulen be⸗ 


ſtimmten Bücher bleiben ſo lange in ihrer bisherigen 
Form erhalten, bis andere Anordnungen ergehen. 


Berlin, den 6. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Frank. 


An den Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt 
Berlin (Schulabteilung) und die Herren Re⸗ 
gierungspräſidenten. — E II a 526. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 97.) 


134. Übernahme älterer Lehrkräfte von einem 
anderen Schulunterhaltsträger oder ihre Neu⸗ 
einſtellung in den öffentlichen Schuldienſt. 


Es iſt in letzter Zeit beobachtet worden, daß 
Lehrer und Lehrerinnen, die infolge Einziehung 
von Schulſtellen oder Auflöſung von Schulen in 
ihrer bisherigen Stelle nicht mehr verwendet 
werden konnten und deshalb an anderen Schulen 
untergebracht werden mußten, nach unverhältnis⸗ 
mäßig kurzer Dienſtzeit in der neuen Stelle wegen 
Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt worden 
ſind. Es handelte ſich in dieſen Fällen in der Regel 
um Lehrer und Lehrerinnen, die von ſtädtiſchen 
höheren Lehranſtalten in den Volksſchuldienſt oder 
den öffentlichen mittleren Schuldienſt übernommen 
worden ſind und für die dann die Landesſchulkaſſe 
oder die Landesmittelſchulkaſſe die vollen Ver⸗ 
ſorgungsbezüge zahlen muß, obwohl die Dienſtzeit 
dieſer Lehrer und Lehrerinnen faſt ausſchließlich 
an ſtädtiſchen höheren Schulen zurückgelegt 
worden iſt. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter und der Oberrechnungskammer ordne ich 
deshalb folgendes an: 


1. Wenn Lehrer oder Lehrerinnen an eine andere 
Schulart übernommen werden ſollen, bei der 
der Träger der Beſoldungs⸗ und der Verſorgungs⸗ 
laſt mit dem Träger dieſer Laſt für die bisherige 
Schulſtelle nicht identiſch iſt, muß ſorgfältig 
geprüft werden, ob damit gerechnet werden kann, 
daß der 8 Übernehmende das neue Amt noch 
längere Zeit auszufüllen imſtande iſt. In der 
Regel wird deshalb vor der Übernahme 
durch einen beamteten Arzt die weitere Dienſt⸗ 
fähigkeit feſtgeſtellt werden müſſen. 

2. Die Übernahme von Lehrern und Lehrerinnen, 
die das 50. Lebensjahr vollendet haben, iſt nur 
mit meiner ausdrücklichen Genehmigung zu⸗ 
läſſig. Die Genehmigung iſt in jedem Einzelfalle 
beſonders zu beantragen. In dem Antrage iſt 
anzugeben, welche Gründe die Übernahme er⸗ 
wünſcht oder notwendig erſcheinen laſſen, und 
ob ſich etwa aus der Prüfung nach Nr. 1 An⸗ 
ſtände gegen die Übernahme ergeben. 

3. Auch die Neueinſtellung von Lehrern und Lehre⸗ 
rinnen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, 
in den öffentlichen preußiſchen Schuldienſt bedarf 
in jedem Falle meiner Genehmigung. 
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Die Vorſchriften zu 1 bis 3 finden keine An⸗ 
wendung auf Lehrer und Lehrerinnen, die unter 
das Lehrer⸗Unterbringungsgeſetz vom 30. März 
1920 (Geſetzſamml. S. 63) und das Lehrerbildner⸗ 
Unterbringungsgeſetz fallen, ſowie auf Lehrer und 
Lehrerinnen, die auf Grund des $ 5 des Berufs⸗ 
beamtengeſetzes in eine andere Stelle verſetzt 
werden. Sie gelten ferner nicht für die Fälle, in 
denen Lehrer und Lehrerinnen in Stellen an 
ſtädtiſchen Lehranſtalten berufen werden, für die 
die Zahlung der Dienſtbezüge unmittelbar aus 
ſtädtiſchen Mitteln erfolgt. 


Berlin, den 7. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Frank. 


An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Re⸗ 
ierungspräſidenten und den Herrn Staats⸗ 
ommiſſar für die Hauptſtadt Berlin (Schul⸗ 
abteilung). — U II E 5567/34 U II D. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 97.) 


135. Beſchäftigung von evangeliſchen männ⸗ 
lichen akademiſchen Mittelſchullehrer⸗ 
anwärtern im Volksſchuldienſt. 


Im Anſchluß an die Runderlaſſe vom 26. Ok⸗ 
tober 1933 — UI B 2001 U II D. 1. — (Zentralbl. 
f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 280) und vom 20. De⸗ 
zember 1934 — U II B 2595 UIID — (RMin.⸗ 
Amtsbl. 1935 S. 16). 


Die akademiſchen Anwärter für Mittelſchullehrer⸗ 
ſtellen, die an einem der an den Hochſchulen für 
Lehrerbildung eingerichteten Umſchulungslehrgänge 
erfolgreich teilgenommen und nach Abſchluß des 
Lehrganges die mit Erlaß vom 22. November 1934 
— . II B 2576 UI D. 2. — vorgeſchriebene 
Prüfung abgelegt haben, ſind auf Antrag bis auf 
weiteres als Hilfslehrer im Volksſchuldienſt zu 
beſchäftigen. 

Eine Aufnahme in die Liſte der Schulamts⸗ 
bewerber findet bis auf weiteres nicht ſtatt. 


Berlin, den 7. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 
Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin (Schul⸗ 
abteilung) und die Herren Direktoren der Hoch⸗ 
ſchulen für Lehrerbildung in Elbing, Cottbus, 
Frankfurt a./ O., Lauenburg i. Pomm., Hirſch⸗ 
berg (Rſgb.), Kiel, Dortmund, Weilburg. — Abdruck 
zur Kenntnisnahme an die Herren Direktoren der 
Hochſchulen für Lehrerbildung in Beuthen und 
Bonn ſowie den Herrn Direktor der Hochſchule 
für Lehrerinnenbildung in Hannover. — EIIh 
65 W II.. 

(RMinAmtsbl. 1935 S. 98.) 


136. Vorträge über die früheren Kolonien 
Deutſch⸗Südweſt⸗ und Deutſch⸗Oſtafrika. 


Ich habe Veranlaſſung, meinen Runderlaß vom 
23. Februar 1934 — U 11 0 20798 I/II —, durch 
den ich die Vorträge des Herrn Helmuth von 
Wernsdorff über unſere früheren Kolonien 
Deutſch⸗Südweſt und Deutſch⸗Oſtafrika in den 
Schulen zugelaſſen habe, erneut in Erinnerung zu 
bringen. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ver- 
offentlicht. 


Berlin, den 7. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Löpelmann. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen) und die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten ſowie den Herrn Staatstommiſſar 
ber Hauptſtadt Berlin (Schulabteilung). — E III a 

6. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 98.) 


137. Reihenfolge der Einberufung von Schul⸗ 
amtsbewerbern und Schulamtsbewerberinnen 
zur Beſchäftigung im öffentlichen Schuldienſt. 


Schulamtsbewerber, die nachweislich vor dem 
29. Juli 1932 ihre Aufnahme in die NSDAP., in 
die Sa. oder SS. beantragt haben und der 
NSDAP., der SA. oder SS. angehören, find in 
gleicher Weiſe wie Schulamtsbewerber des um 
ein Jahr älteren Prüfungsjahrgangs zur Be⸗ 
ſchäftigung im öffentlichen Volksſchuldienſt ein⸗ 
zuberufen. Das gleiche gilt für Schulamtsbewerbe⸗ 
rinnen bei entſprechender Meldung und Zugehörig— 
keit zur NSDAP. 


Berlin, den 7. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin. — 
E II b 80/35 E II e, Z II. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 98.) 


138. Rechnungslegung für das Landjahr 1934. 


Im Einvernehmen mit der Oberrechnungs— 
kammer. 

Die Jahresrechnungen über die Einnahmen 
und Ausgaben für das Landjahr 1934 (vergl. 
Nr. 3 meines Runderlaſſes vom 6. April 1934 
— UII F 4900 UIIO —) müſſen nach Vor⸗ 
prüfung durch die Rechnungsämter zuſammen mit 
den Hauptrechnungen von der Landesſchulkaſſe der 
Oberrechnungskammer vorgelegt werden (vergl. 
den Runderlaß der Oberrechnungskammer vom 
5. Mai 1934 — 8 7401. 1. —). 


Für die bei Tit. 4 (Betriebsmittel für die Land⸗ 
jahrheime) nachzuweiſenden Ausgaben ſind folgende 
Belege beizubringen: 


a) die vorgeſchriebenen Nachweiſe (Vordruck A) 
über die Belegſchaft jedes Landjahrheimes und 
die Zahlungsnachweiſe über die angeforderten 
Betriebsmittel, 

b) die von den Regierungspräſidenten geprüften 
und mit Ausgabeanweiſung verſehenen monat⸗ 
lichen Auszüge aus den Kaſſenbüchern der 
Landjahrheime. 


Die Kaſſenbücher der Landjahrheime ſind nicht 
den Jahresrechnungen beizufügen, ſondern mit den 
dazugehörenden Belegen an die Rechnungsämter 
zur Prüfung abzugeben. Die Oberrechnungs⸗ 
kammer behält ſich die Einforderung der geprüften 
Kaſſenbücher nebſt Belegen vor. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ſowie 
im Pr. Beißl. veröffentlicht. 


Zuſatz für Frankfurt a. / O.: 


Der Bericht vom 2. Januar 1935 — A 24. 1. II — 
iſt hierdurch erledigt. 


Berlin, den 7. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Schmidt⸗Bodenſtedt. 


An die Herren Regierungspräſidenten — L 1500/32. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 98.) 


139. Aberſendung von Schriften uſw. an 
die Preußiſche Staatsbibliothek und die 
zuſtändigen Aniverſitätsbibliotheken. 


Ein erneuter Antrag des Generaldirektors der 
Preußiſchen Staatsbibliothek gibt mir Veranlaſſung, 
auf den Erlaß vom 9. Juli 1930 — UI 989 — 
(Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 219) zur ge⸗ 
naueſten Beachtung hinzuweiſen, wonach der 
Preußiſchen Staatsbibliothek und den zuſtändigen 
Univerſitätsbibliotheken je ein Exemplar der in 
dem Erlaß vom 25. April 1930 — UI 1211 — 
(Zentralbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. S. 161) er⸗ 
wähnten Schriften (Jahresberichte der höheren 
Schulen, Jahrbücher, Schülerzeitungen, Feſt⸗ 
ſchriften, Abhandlungen uſw.) einzureichen ſind. 

Dieſem Erlaß wird von den betreffenden An⸗ 
ſtalten nur in ganz unvollſtändigem Maße Rechnung 
getragen. Da die Preußiſche Staatsbibliothek für 
das von ihr ſeit dem Jahre 1889 herausgegebene 
„Jahresverzeichnis der an den deutſchen Schul⸗ 
anſtalten erſchienenen Abhandlungen“ unbedingte 
Vollſtändigkeit der deutſchen Schulſchriften an⸗ 
ſtreben muß, ſind die Anſtaltsleiter erneut mit 
entſprechender Weiſung zu verſehen und zu einer 
Nachprüfung zu veranlaſſen, ob die an ihren An⸗ 
ſtalten erſchienenen Schriften ſeit 1930 vollſtändig 
an die Preußiſche Staatsbibliothek überwieſen 
worden ſind. Etwaige nicht überſandte Stücke ſind 
nachzuliefern. 
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Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ver⸗ 
öffentlicht. 


Berlin, den 7. März 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Vahlen. 
An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 


höheres Schulweſen) und den Herrn Staats⸗ 
kommiſſar der Stadt Berlin. — WIe 153 E III a. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 99.) 


140. Schwimmeiſterprüfungen. 

n Preußen werden in dieſem Jahre folgende 
an für Schwimmeiſter (Schwimmeiſterinnen) 
durchgeführt: 


Prüfungsſtelle 


Provinz 
1935 
Oſtpreußen 31. 8. Inſtitut für Leibesübungen an 
der Univerſität Königsberg. 
Brandenburg 8.—9. 11 Hauptprüfungsſtelle für Lehrer und 
u. Berlin * Lehrerinnen der Leibesübungen, 
Berlin WE, Unter den Linden 4. 
Pommern 2. 7. Inſtitut für en an ber 
Univerſität Greifswald. 
Niederſchleſien.] Hat bereits Inſtitut für Leibesübungen an ber 
am 22. 1. Univerſität Breslau. 
ſtattgefunden 
Sachſen .. . 27.4. u. 26. 10. Inſtitut für Leibesübungen an der 
Univerſität Halle. 
Schleswig⸗ Ta Inſtitut für Leibesübungen an der 
Holſtein. ; 2 Univerfität Kiel. 
Hannover ... 19. 3. u. 24. 9. Inſtitut für Leibesübungen an der 
Univerſität Göttingen. 
Weftfalen . . . 4. 4. u. 19. 9. Inſtitut für Leibesübungen an der 
Univerſität Münſter. 
Heſſen⸗Naſſau. 25. 4. u. 21. 11. Inſtitut für Leibesübungen an der 
Univerſität Marburg. 
Rheinprovinz . 22. 5. u. 4. 12. Inſtitut für Leibesübungen an der 
Univerſität Bonn. 


Berlin, den 8. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Krümmel. 


Bekanntmachung. — K I 1099/35. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 99.) 


141. Amtlicher Schriftverkehr mit den Behörden 
des Saargebiets. 


Solange das Saargebiet vom übrigen Reich 
abgetrennt war, mußte der amtliche Schriftverkehr 
mit den Behörden des Saargebiets durch die Hand 
des Oberpräſidenten der Rheinprovinz als Reichs⸗ 
kommiſſar für die Übergabe des Saargebiets in 
Koblenz geleitet werden. Dieſer Zuſtand hat mit 
der Rückgliederung des Saarlandes am 1. März 
1935 ſein Ende gefunden. Von dieſem Zeitpunkt 
ab vollzieht ſich der amtliche Schriftverkehr mit 
den Behörden des Saarlandes wieder unmittelbar 
in gleicher Weiſe wie mit den Behörden in anderen 
Teilen des Reichs. Ich hebe die von mir früher 
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ergangenen Anordnungen wegen des Gchrift- | ober Obergauführung (für BDM. ⸗Führerinnen) 
vertehrs mit den Behörden des Saargebiets auf. unter Angabe der Namen der angeforderten Per⸗ 


Berlin, den 9. März 1935. ſonen rechtzeitig zu beantragen. 


f f ». 3. Auf Abſ. 2 Satz 2 meines vorgenannten 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter Runderlaſſes und Ziff. 1 Satz 2 des Runderlaſſes 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


des Preußiſchen Finanzminiſters weiſe ich be⸗ 
In Vertretung: Ku niſch. 


ſonders hin. i 
An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ Zuſaß für das Braunſchweigische Finanzminiſterium: 
u : preußiſchen Dienſtſtellen. — Z II a 825 
a. 


Auf das Schreiben vom 27. September 1934 
— F 447/24 —. 
Berlin, den 23. Februar 1935. 
Zugleich im Namen des Preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten und der übrigen Preußiſchen Staatsminiſter: 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 
An die Landesregierungen. Für Preußen: an die 
Behörden der Preußiſchen Staatsverwaltung, 
Gemeinden, Gemeindeverbände, ſonſtige Körper⸗ 


ſchaften des öffentlichen Rechts. — II 8 B 
6461/20. 12. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 99.) 


142. Prüfungen in Preußen im Jahre 1935. 
(Nachtrag zu Seite 3 des RMin Amtsbl.) 


Prüfungen für Lehrer und Lehrerinnen an Hilfsſchulen. 
— . ̃ĩ˙˖‚— Bun 


Tag des Beginnes 
Provinz Ort | der Prüfung 


— Mn 


Brandenburg und | Berlin 20. September 3 z 


Berlin * 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und gleich⸗ 
mäßigen Beachtung. 

Zuſatz für die preußiſchen Dienſtſtellen: 

Auf meinen Runderlaß vom 18. Auguſt 1934 
— 42224 — (Bentralbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. 
S. 263) nehme ich hierbei Bezug. 

Berlin, den 9. März 1935. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Ku niſch. 
An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs- 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Z II a 831 K II. 
(RMin Amtsbl. 1935 S. 100.) 


Berlin, den 9. März 1935. 
Der Reichs und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


Bekanntmachung. — E IIa 452. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 100.) 


143. Prüfung vor dem Künſtleriſchen 

Prüfungsamt, Abteilung für Muſik. 

Die nächſte Prüfung vor dem Künſtleriſchen 
Prüfungsamt, Abteilung für Muſik, beginnt am 
28. Juni 1935. Meldungen zu dieſer Prüfung ſind 
bis ſpäteſtens 1. Mai 1935 an den Vorſitzenden 
des Künſtleriſchen Prüfungsamts in Berlin WS, 
Unter den Linden 4, einzureichen. 


Berlin, den 9. März 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Zierold. 
Bekanntmachung. — E III e 567/35. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 100.) 


145. Aufbrauchsfriſt für alte Sütterlin⸗Hefte. 


Es iſt mir mitgeteilt worden, daß die Lehrerſchaft 
die Sütterlin⸗Hefte alten Formates für den Ge⸗ 
brauch im Unterricht zurückweiſt und ſchon jetzt nur 
Sütterlin⸗Hefte in Dinformat im Unterricht fordert. 
Die Beſtimmung zu Ziff. 12 des Runderlaſſes vom 
7. September 1934 — R U II C 227 — (Zentralbl. 
f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 279) ſieht eine Auf⸗ 
brauchsfriſt für alte Hefte bis zum Schluß des 
Schuljahres 1935/36 vor. Aus volkswirtſchaftlichen 
Gründen lege ich auf die Innehaltung dieſer Auf⸗ 
brauchsfriſt für alte Hefte großen Wert. 

Berlin, den 11. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin 
(Schulabteilung). — Abdruck erhalten die Herren 
Oberpräſidenten (Abteilungen für höheres Schul⸗ 
weſen) zur Kenntnis. — E II a 620/35. 

(RMinAmtsbl. 1935 S. 100.) 


144. Beurlaubungen für Zwecke der NSDAP. 


1. Jugendführer, die am Staatsjugendtag teil⸗ 
nehmen, ſind nach Ziff. 4 Abſ. 2 meines Rund⸗ 
erlaſſes vom 7. Mai 1934 — IV 6461/24. 4. — 
(für Preußen: Runderlaß des Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters, zugleich im Namen des Preußiſchen 
Miniſters des Innern, vom 16. Juli 1934 — IC 
3443/16. 5. und 2d 1012 II — [Pr. BeſBl. S. 253 
und Min Bl. f. d. i. Verw. S. 1027] Ziff. 6) zu 
behandeln. b 

2. Die Dienſtbefreiung iſt bei den Beſchäftigungs⸗ 
behörden von der Gebietsführung der Hitler⸗Jugend 
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146. Aufhebung der Anſtellungsſperre für 
die Lehrer an höheren Schulen. 


Im Einverſtändnis mit dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter wird die durch Runderlaß vom 14. Sep⸗ 
tember 1931 — UI 1250 — (Zentralbl. f. d. gei. 
Unterr.⸗Verw. S. 263) Ziff. 11 verfügte An⸗ 
ſtellungsſperre für Lehrer an den öffentlichen 
höheren Schulen, insbeſondere Studienaſſeſſoren 
Caſſeſſorinnen), zum 1. April 1935 aufgehoben, 
wobei folgende Geſichtspunkte zu beachten ſind: 


A 


In die freien Studienratſtellen rücken Studien⸗ 
aſſeſſoren in dieſer Reihenfolge ein: 
1. die noch nicht angeſtellten Kriegsbeſchädigten, 
2. Frontkämpfer, 
3. die ſonſtigen in die Anwärterliſte 
genommenen Kriegsteilnehmer, 
4. die übrigen Anwärter. 


Zu Ziff. 1 und 2 vergl. meinen Erlaß vom 
12. Januar 1934 — U II D 4094 U II E — 
(Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 26). 

„Die in der letzten Zeit aus anderen Provinzen 
übernommenen und noch zum 1. April d. Js. zu 
übernehmenden Anwärteraſſeſſoren (B IITe 237 
vom 26. Januar 1935) ſind gegenüber den An⸗ 
wärtern der eigenen Provinz unter keinen Um⸗ 
ſtänden zurückzuſetzen. Anwärter jüngeren Lebens⸗ 
und Dienſtalters ſollen auch in den ſchwächer be⸗ 
ſetzten Provinzen erſt dann zur Anſtellung vor⸗ 
geſchlagen oder beſtätigt werden, wenn feſtgeſtellt 
iſt, daß im preußiſchen Geſamtgebiet keine für die 
Anſtellung geeigneten Frontkämpfer mehr vor⸗ 
handen ſind. Ich erwarte daher, daß ſich die Ober⸗ 
präſidenten (Abteilung für höheres Schulweſen) 
untereinander in Verbindung ſetzen, um gegebenen⸗ 
falls Frontteilnehmeranwärter aus den Provinzen 
anzufordern, in denen ſie zahlreicher vorhanden ſind. 
Soweit es das Unterrichtsbedürfnis erfordert, ſollen 
auch Anwärterinnen zur Anſtellung kommen. 


B 


Von Nichtanwärtern können, ſoweit ihre Eignung 
gegeben iſt und der Bedarf nicht ſchon durch die 
unter A 1 bis 4 genannten Aſſeſſoren gedeckt werden 
kann, zur Auſtellung vorgeſchlagen bezw. beſtätigt 
werden: 

1. Aſſeſſoren (Aſſeſſorinnen), die ſich nachweislich 
um die Bewegung verdient gemacht haben, 
ſoweit ſie ein Aſſeſſorendienſtalter bis ein⸗ 
ſchließlich 1. Oktober 1932 erlangt haben, 

2. ehemalige Volksſchullehrer, die ununterbrochen 
im höheren Schuldienſt beſchäftigt worden ſind, 

3. Aſſeſſoren, die aus dem geiſtlichen Stande 
hervorgegangen ſind und mit Zuſtimmung des 
1 als Religionslehrer angeſtellt werden 
önnen, 

4. Aſſeſſoren des künſtleriſchen Lehramts (für 
bildende Kunſt und Muſik) mit einem Aſſeſſoren⸗ 
dienſtalter bis einſchließlich 1. Oktober 1930, 
ſoweit ſie ausreichende Lehrbefähigung be⸗ 
lien und Studienratſtellen für fie zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Wegen Anſtellung von Ober⸗ 
ſchullehrern ſiehe Abſchn. D Nr. 7. 


auf⸗ 
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Für Anſtellung der Nichtanwärter wird die 
auf Grund von $ 18 Abſ. 3 und 5 Anw. er⸗ 
forderliche Ermächtigung erteilt. 


C. 
Bei Anwärtern und Nichtanwärtern iſt gleich⸗ 
mäßig zu beachten, daß 

1. nur ſolche Aſſeſſoren angeſtellt werden können, 
die der ihnen geſtellten Aufgabe, unſere Jugend 
zu nationalſozialiſtiſchen Menſchen zu formen, 
fähig ſind, 

2. den Verheirateten der 
verheirateten zu geben iſt, 

3. leiſtungsſchwache oder mit nicht ausreichenden 
Lehrbefähigungen verſehene Aſſeſſoren nicht 
anzuſtellen ſind, 

4. die in den Auslandsſchuldienſt beurlaubten 
Studienaſſeſſoren bei der Beſetzung der Stu⸗ 
dienratſtellen nicht vergeſſen werden dürfen. 


Vorzug vor Un⸗ 


D 


1. Vor jedem Vorſchlag zur Anſtellung und 
jeder Beſtätigung eines Aſſeſſors iſt zu prüfen, ob 
die freigewordene oder freiwerdende Stelle mit einem 
etwa noch vorhandenen überzähligen Studienrat 
oder mit einem auf Grund von § 5 Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums vom 7. April 1933 in eine Studienratſtelle 
verſetzten Oberſtudien⸗ oder Studiendirektor beſetzt 
werden muß. 


2. Die Herren Oberpräſidenten erſuche ich, 
auf die Gemeinden einzuwirken, daß alle freien 
Studienratſtellen an nichtſtaatlichen höheren Schulen 
zum 1. April 1935 beſetzt werden. 


3. Die Beſetzung der freien Studienratſtellen 
an den nichtſtaatlichen höheren Schulen erfolgt 
gemäß Ziff. III des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über die Ernennung und Entlaffung 
der Landesbeamten vom 1. Februar 1935 (Reichs⸗ 
gejegbl. I S. 73) und Ziff. VI der Ausführungs⸗ 
und Übergangsbeſtimmungen hierzu vom 22. Fe⸗ 
bruar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 268) nach den 
bisher geltenden Vorſchriften. 

Die in dieſe Stellen einrückenden Studien⸗ 
aſſeſſoren werden daher von den Bürgermeiſtern 
berufen und von den Oberpräſidenten (Abteilung 
für höheres Schulweſen) beſtätigt. 


Auf Grund 
Übergangs⸗ 
beſtimmungen beauftrage ich die Herren Ober⸗ 
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5. Über die auf Grund dieſes Erlaſſes vor⸗ 
genommene Anſtellung von Anwärtern und Nicht- 
anwärtern an den nichtſtaatlichen Schulen iſt die 
nach § 7 Abſ. 4 Anw. vorgeſchriebene Meldung 
auf dem Vordruck 147 zu erſtatten, das erſtemal 
geſammelt zum 15. April 1935. Bei jedem Studien⸗ 
aſſeſſor iſt die Anſtalt anzugeben, an der er an⸗ 
geſtellt worden iſt (vergl. Erlaß vom 4. September 
1934 — UIID 11735 —). 

Die Anftellung der an ftaatlihen Schulen an- 
geſtellten Aſſeſſoren wird nach vollzogener Er- 
nennung durch den Führer und Reichskanzler hier 
in der Anwärterliſte vermerkt. Einer Anzeige 
gemäß § 7 Abſ. 4 Anw O. bedarf es nicht. 

6. Für die Berechnung des Beſoldungsdienſt⸗ 
alters weiſe ich auf Kap. II § 2 Abſ. 2 im Zweiten 
Teil der Sparverordnung vom 12. September 1931 
(Pr. Beil. S. 278) hin. Die auf Grund von 
Nr. 100 PBV. zu berückſichtigenden Jahre bei 
Feſtſetzung des Anwärterdienſtalters ſind auf Grund 
der Unterlagen in den Perſonalakten ſorgfältig 
feſtzuſtellen. Das für die Berechnung des Be- 
ſoldungsdienſtalters maßgebende Anwärterdienſt⸗ 
alter der Anwärter iſt im 8. Abdruck der Anwärter⸗ 
liſte (letzte Spalte) enthalten. 

7. Wegen etwaiger Wiederbeſetzung einer Ober⸗ 
9 170 (lehrerinnen⸗) Stelle mit einem Ober⸗ 
ſchullehrer (einer Oberſchullehrerin) (Lehramts⸗ 
kandidaten (⸗kandidatin! für Zeichnen, Muſik, 
Nadelarbeit oder Turnen bezw. Jugendleiterin) 
verweiſe ich auf Ziff. 9 meines Runderlaſſes vom 
15. Auguſt 1934 — UIID 11429 A IV — (Zentralbl. 
fed 15 Unterr.⸗Verw. S. 259) in Verbindung mit 
meinem Erlaß vom 25. Januar 1935 — E III e 
254/35 —. 

E. 

Um auch der jungen Erziehergeneration den Weg 
zur Schule und ſomit zur Jugend zu ebnen, ordne 
ich an, daß 

1. die am 1. April 1935 und ſpäter freiwerdenden 
Oberſchullehrer-(lehrerinnen⸗) Stellen (mit 
wiſſenſchaftlichem Unterricht), ſoweit ſie nicht 
infolge Rückgangs der Schülerzahl einzuſparen 
ſind, tüchtigen jungen Aſſeſſoren, die über⸗ 
zeugte Nationalſozialiſten ſein müſſen, zur Ver⸗ 
waltung zu übertragen ſind (vergl. meinen 
Erlaß vom 15. Auguſt 1934 — UIID 11429 
AIV —). 


2. Auf den Gebrauch der Möglichkeit, die in der 
Verordnung vom 4. November 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 227, Zentralbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. 
S. 301) gegeben iſt und die vorausſieht, daß 
ſich Leiter und Lehrer mit 60 Jahren in den 
Ruheſtand verſetzen laſſen können, weiſe ich 
nochmals ausdrücklich hin. 


Berlin, den 12. März 1935. 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 
An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen). — E III e 542 M. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 101.) 
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147. Ausbildung der Studienreferendare. 


Die in meinen Erlaſſen vom 7. März 1933 
UID 324 U II B. 1. — und 30. September 
1933 — UIID 2526 U II B — (Zentrbl. f. d. gef. 
Unterr.⸗Verw. S. 84 und 262) angeordnete Regelung 
des Zugangs von Kanditaten (Kandidatinnen) des 
höheren Lehramts zum Vorbereitungsdienſt wird 
mit ſofortiger Wirkung dahin geändert, daß die 
erſte Auswahl der Studienreferendare für die 
As- und B. Liſte nicht bei Beginn der Vorbereitungs⸗ 
zeit, ſondern unter genauer Beachtung der in den 
ergangenen Erlaſſen aufgeſtellten Geſichtspunkte 
erſt nach Ablauf des erſten Vorbereitungs⸗ 
jahres bei der Zuweiſung in die Bezirksſeminare 
vorzunehmen iſt. 

Nach beſtandener Pädagogiſcher Prüfung iſt 
erneut aufs ſorgfältigſte zu prüfen, ob ein Austauſch 
von Aſſeſſoren (Aſſeſſorinnen) innerhalb der Ar und 
B-Liſte notwendig geworden iſt. 


Die letzte Entſcheidung über die Führung eines 
Aſſeſſors (einer Aſſeſſorin) in einer der beiden Liſten 
iſt ein Jahr nach beſtandener Pädagogiſcher Prüfung 
zu treffen, wobei noch jedem einzelnen die Möglichkeit 
gegeben werden ſoll, in einjähriger Unterrichtspraxis 
darzutun, ob er das nötige Rüſtzeug für einen vor⸗ 
bildlichen Erzieher und Lehrer beſitzt. 

Auf die ſeit Oſtern 1933 in den Vorbereitungs⸗ 
dienſt eingetretenen Studienreferendare (»referenda- 
rinnen) findet dieſer Erlaß ſinngemäße Anwendung. 


Berlin, den 12. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Kuniſch. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen). — E IIIe 362. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 102.) 


148. Haus- und Straßenſammlungen des 
Central⸗Ausſchuſſes für die Innere Miſſion 
der Deutſchen evangeliſchen Kirche. 


Der nn Reichs⸗ und Preußiſche Minifter des 
Innern hat dem Central⸗Ausſchuß für die Innere 
Miſſion der Deutſchen evangeliſchen Kirche die 
Erlaubnis erteilt, zugunſten der ihm angeſchloſſenen 
Anſtalten und Einrichtungen im ganzen Reichs⸗ 
ebiet Haus⸗ und Straßenſammlungen zu veran⸗ 
ln Die Straßenſammlungen ſollen am 13. und 
14. April 1935 und die Hausſammlungen in der 
Zeit vom 8. bis einſchließlich 14. April 1935 ſtatt⸗ 
nden. 

Der Central⸗Ausſchuß für die Innere Miſſion 
verbindet mit dieſer Sammlung eine Aufklärung 
in den evangeliſchen Gemeinden über die Arbeit 
und das Wirken der Inneren Miſſion. Ich erſuche, 
in der Woche vor den Oſterferien im evangeliſchen 
Religions unterricht auf die Arbeit der Inneren 
Miſſion hinzuweiſen. 


mel e e e ee Senat 
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Der Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ver⸗ 
öffentlicht. 
Berlin, den 16. März 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Bojunga. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 

Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin und die 

erren Oberpräſidenten (Abteilung für höheres 
chulweſen). — E II a 698 E III a. 


(RMin Amtsbl. 1935 S. 102.) 


149. Prüfung für Schwimmeiſter (Schwimm⸗ 
meiſterinnen) in Marburg. 


Am Donnerstag, dem 25. April 1935, findet für 
Bewerber (Bewerberinnen) aus der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau am Inſtitut für Leibesübungen der Univerſität 
Marburg eine Prüfung für Schwimmeiſter (Schwimm⸗ 
meiſterinnen) ſtatt. 

Zur Prüfung werden zugelaſſen Bewerber 
(Bewerberinnen), die mindeſtens 21 Jahre alt und 
unbeſcholten ſind und nachweiſen können, daß ſie 
ſich durch eine erfolgreiche Tätigkeit von zwei Jahren 
in einer fachmänniſch geleiteten Schwimm- und Bade⸗ 


anſtalt auf den Schwimmeiſter⸗(Schwimmeiſterinnen-) 
Beruf vorbereitet haben. Über ſonſtige Vorberei⸗ 
tungen in Schwimmvereinen, Teilnahme an Maſſage⸗ 
und Sanitätslehrgängen uſw. find ebenfalls Be- 
ſcheinigungen beizubringen. 

Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind dem 
Inſtitut für Leibesübungen in Marburg, Barfüßer⸗ 
590 1, zum 12. April 1935 einzureichen. Beizufügen 
ind: 


1. ein ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf auf beſonderem 
Bogen, 
2. Zeugniſſe und Beſcheinigungen über die Bor- 
bereitung zur Prüfung, 
3. ein polizeiliches Führungszeugnis, 
4. ein amtsärztliches Zeugnis darüber, daß der 
Körperzuſtand und die Geſundheit des Bewerbers 
(der Bewerberin) die Ausübung des Berufes als 
Schwimmeiſter (Schwimmeiſterin) geſtattet. 
Die Prüfungsgebühr beträgt 10 RM, für An⸗ 
gehörige des deutſchen Heeres 5 RM. Die Gebühr 
iſt mit der Meldung einzuzahlen. 
Marburg, den 11. März 1935. 


Der Direktor des Inſtituts für Leibesübungen. 
Profeſſor Dr. Jaeck. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 103.) 


Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 


Hamburg 
150. Zuſammenarbeit zwiſchen Schule und 
Elternhaus ſowie Zuſammenſetzung der 
Elternbeiräte. 


Um weiter die Zuſammenarbeit zwiſchen Schule 
und Elternhaus ſowie die Zuſammenſetzung der 
Elternbeiräte den von dem Herrn Preußiſchen 
Miniſter erlaſſenen Richtlinien für die Berufung 
von Jugendwaltern ſowie über die Einrichtung 
von Schulgemeinden anzupaſſen, beſtimme ich auf 
Grund des $ 37 des hamburgiſchen Schul⸗ 
verwaltungsgeſetzes in Ergänzung der Vorſchriften 
der $$ 16 bis 20 des gleichen Geſetzes, was folgt: 
J. An jeder Schule iſt eine Schulgemeinde ein⸗ 

zurichten, der die nach vorſtehendem den 

preußiſchen Schulgemeinden zugewieſenen Auf- 
gaben übertragen werden. 

2. Den Elternbeiräten der Mädchenſchulen und den 
von Knaben und Mädchen gemeinſam beſuchten 
Schulen muß wenigſtens eine Mutter angehören. 

3. An den Arbeiten des Elternbeirats iſt, ſoweit 
ſie ſich auf das Verhältnis zwiſchen der Schule 
und der Schuljugend, insbeſondere der Staats⸗ 
jugend, beziehen, ein von der HJ. entſandter 
Jugendführer (bei Mädchenanſtalten Jugend— 
führerin) zu beteiligen, der der Verbindung von 
Staatsjugend und Schulgemeinde dient. 


4. Um auch eine lebendige Zuſammenarbeit zwiſchen 
dem Schularzt und der Schulgemeinde ſicher⸗ 
zuſtellen, iſt auch der Schularzt an allen Arbeiten 
des Elternbeirats, ſoweit ſich dieſe auf Fragen 
der Schulgeſundheitspflege und Schulwohlfahrts⸗ 
pflege beziehen, zu beteiligen. 

5. Soweit gemäß $ 16 Abſ. 4 des hamburgiſchen 
Schulverwaltungsgeſetzes von der Einrichtung 
von Elternbeiräten abgeſehen iſt, behält es bei 
der Einrichtung der Schulgemeinde ſein Be— 
wenden; der Schulleiter hat in dieſem Falle 
den Schularzt und den Jugendführer zu den 
irbeiten der Schulgemeinde in geeigneter Weiſe 
heranzuziehen. 


Namen und Anſchrift von Hitler⸗Jugend⸗Führern 
wird die Schuldienſtſtelle der Hitler-Jugend den 
Schulen demnächſt aufgeben. 


Hamburg, den 21. Februar 1935. 


Der Präſident der Landesunterrichtsbehörde. 
Karl Witt. 


An die Leitungen der öffentlichen Schulen im 
hamburgiſchen Staatsgebiet mit Ausnahme der 
Berufs⸗ und Fachſchulen. — F IIa 5. 


(RMinumtsbl. 1935 S. 108.) 
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Heſſen 
151. Schullandheimaufenthalt. 


Der Herr Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung hat die abſchriftlich nach⸗ 
ſtehende Verfügung erlaſſen, die auf die Be⸗ 
deutung der Landheimerziehung und ihre zukünftige 
Geſtaltung mit beſonderer Betonung hinweiſt (ſiehe 
RMin Amtsbl. S. 14). 

Verhältnismäßig wenige Schulen haben ſich 
bisher mit praktiſcher Landheimerziehung befaßt. 
Jetzt aber, wo wir allenthalben die Wertigkeit und 
Auswirkungen der Gemeinſchaftserziehung ſelbſt 
erleben oder erkennen, wo weiterhin durch die 
Überführung des Reichsbundes der deutſchen Schul⸗ 
landheime in den Reichsverband Deutſcher Jugend⸗ 
herbergen eine ſtarke Verbreiterung der Möglich⸗ 
keiten eines Landheimaufenthaltes ſich ergibt, muß 
auch bei uns in Heſſen die Jugend dieſer Erziehung 
zugeführt werden. 

Wir haben in eingehender Ausſprache mit der 
Führung des Reichsverbandes für Deutſche Jugend⸗ 
herbergen, Gau Südheſſen, feſtgeſtellt, daß dies 
in erfreulichem Ausmaß ſchon im kommenden 
Jahr möglich iſt. Es ſtehen uns an heſſiſchen Jugend⸗ 
herbergen die Heime in Zwingenberg, Auerbach, 
Heppenheim, Burg Breuberg, Herchenhain, Lauter⸗ 
bach, Büdingen, Laubach und noch einige andere 
zur Verfügung. Auch eine Anzahl preußiſcher 
Heime ſind uns als geeignet und bereitſtehend 
genannt. Vielleicht laſſen ſich auch beſte hende 
Schullandheime benützen oder gar eigene Heime 
mieten und einrichten. 

Für Unterbringung und Verpflegung iſt pro 
Kopf ein Betrag von täglich 1,10 RM aufzubringen. 
Um das Geld für einen acht⸗ bis vierzehntägigen 
Landheimaufenthalt auch für wirtſchaftlich Schwache 
bereitzuſtellen, wird auf die Einrichtung von Spar⸗ 
kaſſen ſowie Fühlungnahme mit der NS. und 


den Krankenkaſſen hingewieſen. Durch richtige und 
verſtändnisvolle Zuſammenarbeit können auf dieſen 
Wegen die Schwierigkeiten der Finanzierung 
weſentlich verringert werden. Grundſatz muß ſein, 
daß aus wirtſchaftlichen Gründen kein Kind vom 
Landheimaufenthalt ausgeſchloſſen wird. 

Für alle Maßnahmen auf dem Gebiet dieſer 
Gemeinſchaftserziehung beſtimmt der Schulleiter 
zweckmäßigerweiſe einen Schulvertrauensmann, der 
mit dem Vertrauensmann für Jugendherbergs⸗ 
weſen, wenn er nicht beides betreut, zuſammen⸗ 
arbeitet. 

Um zu erreichen, daß die Jugend, die Oſtern 
1936 die Schule verläßt, einen Landheimaufenthalt 
erlebt, geben wir Ihnen auf, die Verſchickung der 
entſprechenden Klaſſen ins Schullandheim zu über⸗ 
prüſen und eine Verwirklichung weitgehend zu 
ſichern. 

Bis ſpäteſtens 1. Mai 1935 iſt zu berichten, 
welche Maßnahmen in der Schullandheimerziehung 
an Ihrer Schule vorgeſehen ſind. Wegen der 
Wahl der Jugendherbergen als Landheim und der 
zeitlichen Lage des Aufenthalts der einzelnen Klaſſen 
empfehlen wir Ihnen, ſich mit der Geſchäftsſtelle 
des Reichsverbands für Deutſche Jugendherbergen, 
Gau Südheſſen, Frankfurt a. M., Hanſaallee 150, 
in Verbindung zu ſetzen. Nach Durchführung Ihrer 
1 im Schuljahr 1935/36 erwarten wir 

ericht. 


Darmſtadt, den 20. Februar 1935. 

Heſſiſches Staatsminiſterium. 
Miniſterialabteilung für Bildungsweſen, Kultus, 
Kunſt und Volkstum. 
Ringshauſen. 


An die Direktionen der höheren Schulen. — 
IV 52024. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 104.) 


